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GEBURTSGESCHLECHT

Eintragung ins Geburtsregister:  
Was die Eltern meinen, zählt nicht
|  Das Oberlandesgericht (OLG) München hat jetzt entschieden: Eltern dürfen den Eintrag im 
Geburtsregister nicht für eine spätere Entscheidung des Kindes freihalten. Es ist in jedem Fall 
sein körperliches Geschlecht einzutragen.  |

Eltern wollten kein Geschlecht eintragen lassen
Die Eltern verlangten vom Standesamt, das Geschlecht ihres im Rahmen einer Hausgeburt zur 
Welt gekommenen Neugeborenen im Geburtsregister als „ohne“ einzutragen. Das ist zwar 
möglich. Dafür ist es aber erforderlich, dass Neugeborene keinem Geschlecht zuzuordnen ist.

Hausgeburt ohne ärztliche Unterlagen
Wegen der Hausgeburt war die einzige vorliegende Angabe zum Geschlecht die der Hebamme. 
Sie hatte im Formular zur Geburtsanzeige bei der Angabe des Geschlechts ein Kreuz im Käst-
chen „ohne“ gesetzt. Ärztliche Unterlagen gab es nicht.

Auf Nachfragen durch die Kreisverwaltung berief sich die Hebamme auf ihre (nach dem Gesetz 
nicht existente) Schweigepflicht und antwortete nicht. Es konnte nicht aufgeklärt werden, war-
um sie das o. g. Kreuz gesetzt hatte bzw. weswegen das Kind keinem Geschlecht zuzuordnen 
gewesen sein sollte.

Standesamt verweigerte Eintragung und bekam Recht
Folge: Das Standesamt weigerte sich, die Geburt entsprechend dem Wunsch der Eltern „ohne 
Geschlecht“ einzutragen. Das OLG verwarf den Einwand der Eltern, sie müssten die geschlecht-
liche Identität des Neugeborenen schützen. Denn dieses habe zum einen noch keine Vorstel-
lung von seiner Geschlechtszugehörigkeit. Zum anderen sei es unerheblich, ob die Eltern es 
subjektiv als divers oder geschlechtslos ansähen. Schließlich fehle es an einem Recht der  
Eltern, den Eintrag bis zu einer späteren Entscheidung des Kindes selbst offenzuhalten. Rele-
vant seien ausschließlich die körperlichen Merkmale des Kindes.

QUELLE  |  OLG München, Beschluss vom 1.9.2023, 31 Wx 210/23 e

DATUMSFEHLER

Scheidungsbeschluss: Falsches Ehedatum  
hindert Eintrag ins Eheregister nicht
|  Das Standesamt muss eine Scheidung trotz falschem Heiratsdatum im Eheregister eintra-
gen. Das hat das Oberlandesgericht (OLG) Celle klargestellt.  |

Fehler des Gerichts
Die Ehe wurde geschieden. Im Tenor des Scheidungsbeschlusses war aufgrund eines Verse-
hens der Eheleute ein falsches Heiratsdatum angegeben. Die von der Frau beantragte Berichti-
gung lehnte das Amtsgericht (AG) ab. Das Standesamt weigerte sich, die Scheidung in das Ehe-
register einzutragen. Im Hinblick darauf begehrt die Frau erfolglos Verfahrenskostenhilfe für 
eine Beschwerde.
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INFEKTIONSSCHUTZGESETZ

Zwangsgeldandrohung: Impfpflicht auch für Schulkinder
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Minden hat in einem Eilverfahren entschieden: Die Kriterien 
des BVerfG zur Masernimpfung u. a. bei Kindergartenkindern sind auch auf Schulkinder über-
tragbar. Das bedeutet: Die Eltern müssen die Impfung ihrer eine Schule besuchenden Kinder 
nachweisen.  |

Der Kreis forderte die Eltern von zwei schulpflichtigen Kindern unter Androhung von Zwangs-
geld dazu auf, nachzuweisen, dass ihre Kinder gegen Masern geimpft sind oder aus medizini-
schen Gründen nicht dagegen geimpft werden können. Die Eltern hielten die Anordnungen für 
eine unzulässige Impfpflicht ihrer Kinder. Ihre Eilanträge dagegen blieben jedoch erfolglos.

Die Voraussetzungen des Infektionsschutzgesetzes waren im Fall des VG erfüllt (hier: § 20 Abs. 
12 S. 1, Abs. 13 S. 1 IfSG). Die Eingriffe in das Recht der Eltern auf Gesundheitssorge sowie der 
Erziehung und das Recht auf körperliche Unversehrtheit der Kinder waren gerechtfertigt. Denn 
die Masernimpfung dient den überragend gewichtigen Rechtsgütern des Grundrechts auf  
Leben und der körperlichen Unversehrtheit einer Vielzahl von Personen.

Zwar können Eltern, anders als bei Kindergartenkindern, nicht vermeiden, dass ihre schul-
pflichtigen Kinder immunisiert werden. Eine Impfung nach den medizinischen Standards dient 
aber dem Kindeswohl. So hatte es bereits das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) entschieden.

QUELLE  |  VG Minden, Beschluss vom 6.11.2023, 7 L 882/23 und 7 L 883/23, Abruf-Nr. 238285 unter www.iww.de

Folgen des Fehlers
Der Scheidungsbeschluss ist nicht zu berichtigen. Eine Berichtigung beseitigt nämlich nur Feh-
ler bei der Willensäußerung, nicht aber bei der Willensbildung des Gerichts. Die irrtümliche 
Annahme des AG über das Heiratsdatum betrifft die Willensbildung.

Das Verfahren, das Bestehen oder Nichtbestehen einer Ehe festzustellen, kommt ebenfalls 
nicht in Betracht. Denn eine solche Feststellung wirkt nur unter den Ehegatten, unter denen die 
Scheidung unstreitig ist, und bindet das Standesamt deshalb nicht. Die Scheidung ist als Folge-
beurkundung zur Eheschließung in das Eheregister aufzunehmen. Grundlage dafür kann nur 
der rechtskräftige Scheidungsbeschluss, nicht aber eine bloß zwischen den Ehegatten wirken-
de Feststellung sein.

Scheidung einzutragen
Der rechtskräftige Scheidungsbeschluss hat trotz des unrichtigen Heiratsdatums im Tenor die 
Ehe geschieden, sodass die Scheidung vom Standesamt einzutragen ist. Die falsche Datums- 
und Registerbezeichnung ist eine im Hinblick auf die Scheidung in jeder Hinsicht unschädliche 
Falschbezeichnung. Das Standesamt nimmt Eintragungen aufgrund vorgelegter öffentlicher 
Urkunden, aber auch eigener Ermittlungen vor. Aus dem Scheidungsbeschluss, der dem Stan-
desamt als öffentliche Urkunde vorliegt, kann ohne Weiteres und unmittelbar auf die Scheidung 
geschlossen werden. Es gibt keinen Grund, der das Standesamt daran hindern könnte, die 
Scheidung als Folgetatsache zur Eheschließung einzutragen.

QUELLE  |  OLG Celle, Beschluss vom 19.10.2023, 17 WF 148/23, Abruf-Nr. 238199 unter www.iww.de
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TESTAMENT

Wirksame Erbeinsetzung eines behandelnden Arztes
|  Die Erbeinsetzung eines behandelnden Arztes führt nicht zur (Teil-) Nichtigkeit eines Testa-
ments. Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt am Main hat jetzt auf eine Beschwerde hin 
dem Erbscheinsantrag u.a. des behandelnden Arztes stattgegeben.  |

Das war geschehen
Die Erblasserin hatte ihren behandelnden Arzt in mehreren Testamenten, zuletzt in einem Tes-
tament aus dem Jahr 2021, neben weiteren Freunden und Verwandten zum Miterben eingesetzt. 
Das Testament aus dem Jahr 2021 hatte sie ihrem Arzt vorgelegt und ihn um Bestätigung ihrer 
Testierfähigkeit gebeten. Der Arzt hatte einen entsprechenden Vermerk auf dem Testament  
angebracht. Nach dem Tod der Erblasserin beantragen nunmehr der behandelnde Arzt und 
zwei weitere Miterben, einen Erbschein auf der Grundlage dieses Testaments zu erteilen.

Miterbe focht Testament an
In dem Erbscheinsverfahren hatte einer der übrigen Miterben das Testament mit der Begrün-
dung angefochten, es liege ein Verstoß gegen die Berufsordnung der hessischen Ärztekammer 
(§ 32 BO-Ä) vor. Gemäß § 32 Abs. 1 BO-Ä ist es „Ärztinnen und Ärzten nicht gestattet, von Pati-
entinnen und Patienten (…) Geschenke oder andere Vorteile (…) sich versprechen zu lassen oder 
anzunehmen, wenn hierdurch der Eindruck erweckt wird, dass die Unabhängigkeit der ärztli-
chen Entscheidung beeinflusst wird“. Des Weiteren sei die herzkranke und pflegebedürftige 
Erblasserin testierunfähig gewesen. Der Miterbe hatte seinerseits einen Erbscheinsantrag auf 
der Grundlage eines vorangegangenen Testaments gestellt.

Nachlassgericht gab Miterben Recht
Das Nachlassgericht hatte beide Erbscheinsanträge zurückgewiesen. Das Testament aus dem 
Jahr 2021 sei in Bezug auf die Erbeinsetzung des behandelnden Arztes wegen eines Verstoßes 
gegen § 32 BO-Ä teilnichtig, sodass keiner der beiden Erbscheinsanträge zutreffend sei.

Beschwerde des Arztes hatte Erfolg
Vor dem OLG hatte die hiergegen gerichtete Beschwerde u.a. des behandelnden Arztes Erfolg. 
Der Arzt sei wirksam als Miterbe eingesetzt worden, stellte das OLG fest.

Die berufsständische Regelung in der Satzung der Landesärztekammer stelle zwar im Aus-
gangspunkt ein Verbotsgesetz i. S. d. Bürgerlichen Gesetzbuchs (hier: § 134 BGB) dar. Eine ver-
fassungskonforme Auslegung ergebe jedoch, dass ein etwaiger Verstoß des Arztes nicht zur 
Nichtigkeit der Testierung durch den Erblasser führe. Anders als vergleichbare Verbotsgesetze 
für den Bereich der Pflege in Heimen, deren Schutzbereich auch den Testierenden erfasse, rich-
te sich § 32 BO-Ä in erster Linie an den behandelnden Arzt als Mitglied der Ärztekammer. Die 
Vorschrift enthalte demnach kein an den Testierenden gerichtetes Testierverbot. Eine solche 
Auslegung würde einen unangemessenen Eingriff in die durch das Grundgesetz (Art. 14 Abs. 1 
GG) geschützte Testierfreiheit darstellen, so das OLG.

Konkrete Anhaltspunkte für eine Testierunfähigkeit der Erblasserin lagen nach Ansicht des OLG 
ebenfalls nicht vor.

Die Entscheidung ist anfechtbar. Weil es sich um eine bislang noch nicht höchstrichterlich ent-
schiedene Frage handelt, hat das OLG die Rechtsbeschwerde zum Bundesgerichtshof (BGH) 
zugelassen.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Beschluss vom 21.12.2023, 21 W 91/23, PM 1/24


